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BEITRAG AUFRUFEN 

Aktuelle Gesetzgebung 
Bundesregierung beschließt Jahressteuergesetz 2020 

 

Das Bundeskabinett hat am 02. September 2020 den Entwurf für das 
Jahressteuergesetz 2020 beschlossen. Mehr zu dem Regierungsentwurf finden 
Sie hier: 

 

  
   
  
 
 
 

  

https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/2020/09/02/bundesregierung-beschliesst-jahressteuergesetz-2020/
https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/2020/09/02/bundesregierung-beschliesst-jahressteuergesetz-2020/
https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/2020/09/02/bundesregierung-beschliesst-jahressteuergesetz-2020/
https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/2020/09/02/bundesregierung-beschliesst-jahressteuergesetz-2020/


3 

 

Aktuelle Rechtsprechung 
BFH-Entscheidungen, veröffentlicht am 03. September 2020 
 

 
Es ist nicht zu beanstanden, dass die Finanzbehörden das BMF-
Schreiben betreffend "Steuerliche Maßnahmen zur 
Berücksichtigung des Coronavirus COVID-19/SARS-CoV-2" vom 
19.03.2020 nicht auf Vollstreckungsmaßnahmen anwenden, die 
bereits vor Bekanntgabe dieses Schreibens durchgeführt worden 
sind. 
Steuerschuldner, gegen die bereits vor Bekanntgabe dieses 
Schreibens vollstreckt worden ist, können um Rechtsschutz nach 
den allgemeinen Regeln (z.B. § 258 AO) ersuchen. 
Siehe auch die Pressemitteilung 038/20 des BFH. 

 

 

 

Sieht der Gesellschaftsvertrag einer GmbH & Co. KG einen 
Vorabgewinn der Komplementär-GmbH für die Übernahme der 
Geschäftsführung der KG vor, die von einem Kommanditisten der 
KG als Geschäftsführer der Komplementär-GmbH erbracht wird, so 
ist der betreffende Betrag nach § 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 EStG nicht 
der Komplementär-GmbH, sondern dem die Geschäfte führenden 
Kommanditisten zuzurechnen. Dies gilt unabhängig davon, ob die 
GmbH dem Kommanditisten ein Entgelt für seine Tätigkeit 
schuldet. 
 
 
 
 
 
Ein in einem Änderungsbescheid enthaltener 
Vorläufigkeitsvermerk, der an die Stelle des bereits im 
Vorgängerbescheid enthaltenen Vorläufigkeitsvermerks tritt, 
bestimmt den Umfang der Vorläufigkeit neu und regelt 
abschließend, inwieweit die Steuer nunmehr vorläufig festgesetzt 
ist, wenn für den Steuerpflichtigen nach seinem objektiven 
Verständnishorizont nicht erkennbar ist, dass der ursprüngliche 
Vorläufigkeitsvermerk trotz der Änderung wirksam bleiben soll. 
 
 

 

 

  

Beschluss VII B 73/20 
(AdV): Zur Beitreibung 
nach dem EUBeitrG 
 
 
 
 
 
 
 
30. Juli 2020 

 

 
ZUM URTEIL 

Urteil IV R 11/18: 
Vorabgewinn der 
Komplementär-GmbH 
für vom 
Kommanditisten 
geleistete 
Geschäftsführung der 
KG 
 
28. Mai 2020 

 
ZUM URTEIL 

ZUM URTEIL 

Urteil VIII R 12/17: 
Bezeichnung von 
Umfang und Grund der 
Vorläufigkeit in 
Änderungsbescheiden 
- Auslegung des 
Vorläufigkeitsvermerks 

 
 
16. Juni 2020 

 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/presse/pressemeldungen/detail/keine-coronabedingte-aufhebung-von-bereits-vor-dem-19032020-erfolgten-vollstreckungsmassnahmen/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010182/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010179/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010183/
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ZUM URTEIL 

ZUM URTEIL 

ZUM URTEIL 

ZUM URTEIL 

Weitere Veröffentlichungen  

vom Tage:  
 

Urteil II R 11/19: 
Schenkungsteuer: Vorbehalt eines nachrangigen Nießbrauchs  
06. Mai 2020 
 
 
 
 
Urteil VI R 43/17: 
Keine Kürzung des Unterhaltshöchstbetrags bei Unterhaltsleistungen an ein mit 
dem Lebensgefährten zusammenlebendes Kind 
28. April 2020 
 
 
 
 
Beschluss VIII B 151/19:  
Verlegung des Termins zur mündlichen Verhandlung bei Mandatsniederlegung  
16. Juni 2020 
 

 
 
Urteil VII R 58/18:  
Entstehung der Biersteuer für ein Biermischgetränk  
26. Mai 2020 
 

 
 

Rechtsprechung im Blog 
 

Die Besteuerung von Streubesitzdividenden ist verfassungsgemäß 

Der Bundesfinanzhof (BFH) hat in einem aktuellen Urteil entschieden, dass § 8b 
Abs. 4 KStG i.d.F. des Gesetzes zur Umsetzung des EuGH-Urteils vom 
20.10.2011 in der Rechtssache C-284/09 vom 21.03.2013 sowie § 9 Nr. 2a 
GewStG i.d.F. des UntStRefG 2008 vom 14.08.2007 mit Art. 3 Abs. 1 GG 
vereinbar sind. 
 
Sachverhalt 

Die Klägerin war im Streitjahr 2013 an einer inländischen Kapitalgesellschaft 
(einer Aktiengesellschaft) zu weniger als 10 % beteiligt. 

Das Finanzamt unterwarf die Dividenden, die die Klägerin aus dieser Beteiligung 
erzielte, in vollem Umfang der Besteuerung. 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010178/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010138/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010180/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010184/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010178/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010178/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010138/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010180/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010184/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010178/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010138/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010138/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010180/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010184/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010178/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010138/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010180/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010180/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010184/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010178/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010138/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010180/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010184/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010184/
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Die Klägerin vertrat hingegen die Auffassung, dass die von ihr erzielten 
Dividendeneinnahmen gemäß § 8b Abs. 1, Abs. 5 des 
Körperschaftsteuergesetzes in der im Streitjahr geltenden Fassung (KStG) zu 95 
% bei der Ermittlung des Einkommens für die Festsetzung der Körperschaftsteuer 
wie für die Festsetzung des Gewerbesteuermessbetrags außer Ansatz zu lassen 
seien. Die gegenteilige Ansicht des Finanzamts sei rechtswidrig, weil § 8b Abs. 4 
KStG, § 9 Nr. 2a des Gewerbesteuergesetzes in der im Streitjahr geltenden 
Fassung (GewStG) gegen Art. 3 Abs. 1 des Grundgesetzes (GG) verstießen. 

Die Klage vor dem Finanzgericht Hamburg blieb jedoch ohne Erfolg (siehe 
unseren Blogbeitrag). 

 

Entscheidung des BFH 

 

Der BFH hat sich der Entscheidung der 
Vorinstanz im Ergebnis angeschlossen und 
die Revision als unbegründet 
zurückgewiesen. 

 

 

§ 8b Abs. 4 KStG durchbricht im Sinne einer nicht folgerichtigen Ausgestaltung 
die in § 8b Abs. 1 KStG zum Ausdruck kommende Grundentscheidung des 
Gesetzgebers, im System des Halb- bzw. Teileinkünfteverfahrens erwirtschaftete 
Gewinne nur einmal bei der erwirtschaftenden Körperschaft mit 
Körperschaftsteuer und erst bei der Ausschüttung an natürliche Personen als 
Anteilseigner mit Einkommensteuer zu besteuern und deswegen zur Vermeidung 
von Kumulations- oder Kaskadeneffekten in Beteiligungsketten Bezüge innerhalb 
gesellschaftlicher Beteiligungsstrukturen bei der Ermittlung des Einkommens 
außer Ansatz zu lassen. 

Diese Durchbrechung ist nach der Überzeugung des BFH jedoch 
verfassungsrechtlich gerechtfertigt. 

Die Herstellung einer europarechtskonformen Rechtslage zur Abgrenzung der 
Besteuerungshoheiten der betroffenen Fisci ist als hinreichender 
Rechtfertigungsgrund im Sinne eines qualifizierten Fiskalzwecks anzusehen, 
auch wenn im Gesetzgebungsverfahren die Frage der Haushaltskonsolidierung 
im Vordergrund gestanden haben mag. 

Der Gesetzgeber hat sich insoweit auf die Stellungnahme des Bundesrates zum 
JStG 2013 gestützt, die Steuerbefreiung für Streubesitzdividenden auf das EU-
rechtliche Minimum zu begrenzen. Eine vollständige Steuerfreistellung auch für 
Gesellschaften mit Sitz in anderen EU-/EWR-Staaten wäre über die Vorgaben der 
Mutter-Tochter-Richtlinie hinausgegangen. 

Die Mutter-Tochter-Richtlinie verlangt lediglich bei einer Mindestbeteiligung von 
10 % eine Befreiung vom Steuerabzug an der Quelle für von einer 
Tochtergesellschaft an ihre Muttergesellschaft ausgeschüttete Gewinne, auch 

https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/2017/08/17/verfassungsmaessigkeit-der-besteuerung-von-streubesitzdividenden/
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ZUM URTEIL 

wenn damit lediglich Mindestanforderungen formuliert sind, die die Möglichkeit 
offen lassen, auch bei einer niedrigeren Beteiligungsquote vom Steuerabzug an 
der Quelle abzusehen. 

Das Finanzgericht hat insoweit zutreffend darauf abgestellt, dass eine 
innerstaatliche Regelung mit einer vollständigen Befreiung vom Steuerabzug 
unabhängig von der Beteiligungsquote bei ausländischen Beteiligten häufig nicht 
deren Steuerlast mindern, sondern lediglich dem Ansässigkeitsstaat dieser 
Beteiligten die Anrechnung der in Deutschland einbehaltenen Kapitalertragsteuer 
auf die dortige Steuer ersparen und damit auch die Möglichkeit eines 
Quellensteuerabzugs entsprechend Art. 10 Abs. 2 OECD-Musterabkommen und 
entsprechender Doppelbesteuerungsabkommen obsolet machen würde. 

Der Gesetzgeber hätte zwar mit einer vollständigen Steuerfreistellung auch für 
Anteilseignerkörperschaften mit Sitz in anderen EU-/EWR-Staaten die zuvor in § 
8b Abs. 1, Abs. 2 KStG zum Ausdruck gekommene Grundentscheidung 
weiterführen und damit den Anforderungen des EuGH entsprechen können. Dies 
würde jedoch der Abgrenzung der Besteuerungsrechte sowohl nach Maßgabe 
der Mutter-Tochter-Richtlinie als auch der Art. 10 Abs. 2 OECD-MustAbk 
entsprechenden Regelungen in den jeweils einschlägigen DBA widerstreiten. 

Aus Sicht des BFH steht es dem Gesetzgeber in einer solchen Situation frei, den 
beschriebenen Zielkonflikt unter Einbeziehung von Streubesitzdividenden in die 
Steuerpflicht aufzulösen. 

Dem kann nicht entgegengehalten werden, dass eine systemkongruente Lösung 
auch die Einbeziehung von Veräußerungsgewinnen aus Streubesitzbeteiligungen 
in die Steuerpflicht erfordert hätte. Dass der Gesetzgeber darauf verzichtet hat, 
auch Veräußerungsgewinne i.S. von § 8b Abs. 2 KStG einem vergleichbaren 
„Streubesitzvorbehalt“ zu unterwerfen, mag als inkonsequent angesehen werden, 
doch muss es auch insoweit genügen, wenn der Gesetzgeber nur nach Maßgabe 
der unionsrechtlichen Anforderungen in das Regelungsgefüge des § 8b KStG 
eingreift. 

Die vorstehenden Erwägungen gelten entsprechend für § 9 Nr. 2a GewStG, der 
ebenfalls mit den Vorgaben der Verfassung vereinbar ist. 

 
Fundstelle 

BFH, Urteil vom 18. Dezember 2019 (I R 29/17), veröffentlicht am 27. August 
2020. 

 

 

 

Abzugsfähigkeit der Grunderwerbsteuer 

Wird eine – an grundbesitzenden Personengesellschaften beteiligte -
Tochterkapitalgesellschaft auf die Mutterkapitalgesellschaft verschmolzen und 
fällt deswegen infolge einer mittelbaren Anteilsvereinigung (§ 1 Abs. 3 GrEStG) 
bei der Muttergesellschaft Grunderwerbsteuer an, so gehört diese 
Grunderwerbsteuer zu den „Kosten des Vermögensübergangs“ iSd § 12 Abs. 2 
Satz 1 UmwStG 2006 und ist damit bei der Mutterkapitalgesellschaft nicht als 
Betriebsausgabe abziehbar. Da § 12 Abs. 2 Nr. 1 UmwStG keine zeitliche 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010174/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010174/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010174/
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Komponente enthält, ist es auch unerheblich, wenn die Grunderwerbsteuer erst 
Jahre nach der Verschmelzung festgesetzt worden ist. Dies hat das Finanzgericht 
München entschieden. 
 
Sachverhalt 

Die Beteiligten streiten darüber, ob eine auf die Klägerin festgesetzte und 
bezahlte Grunderwerbsteuer als Betriebsausgabe abgezogen werden kann. 

Im Rahmen einer Betriebsprüfung bei der Klägerin qualifizierte der Betriebsprüfer 
die Grunderwerbsteuer als Kosten des Vermögensübergangs im Sinne des § 12 
Abs. 2 Satz 1 Umwandlungssteuergesetz (UmwStG) und damit als Teil des außer 
Ansatz bleibenden Übernahmeergebnisses der Klägerin aus der 
Aufwärtsverschmelzung und rechnete den als Betriebsausgabe gebuchten 
Aufwand dem Einkommen außerbilanziell wieder hinzu. 

 

 Richterliche Entscheidung 

 

Die hiergegen gerichtete Klage blieb vor dem 
Finanzgericht München ohne Erfolg. 

 
Entscheidend ist, ob die Grunderwerbsteuer den „Kosten für den 
Vermögensübergang“ oder den unbeschränkt abziehbaren Betriebsausgaben 
zuzuordnen ist. Das Finanzgericht bejaht Kosten für den Vermögensübergang. 

Welche Aufwendungen „Kosten für den Vermögensübergang“ darstellen, ist im 
Gesetz nicht definiert. Auch in § 4 Abs. 4 UmwStG fehlt es an einer 
entsprechenden Definition. 

Der BFH hat im Urteil vom 26. September 2018 I R 16/16 (siehe 
unseren Blogbeitrag) ausgeführt, Ziel der Regelungen in § 12 Abs. 2 Nr. 1 
UmwStG 2006 für den Fall der Aufwärtsverschmelzung der Tochtergesellschaft 
auf die Muttergesellschaft sei, dass das verschmelzungsbedingte 
Übertragungsergebnis auf der Ebene der übernehmenden Körperschaft wie der 
Gewinn aus der Veräußerung einer Beteiligung im Sinne des § 8b Abs. 2 Satz 1 
Körperschaftsteuergesetz (KStG) behandelt wird. 

Aus diesem Ziel der Gleichbehandlung ergibt sich, dass die „Kosten für den 
Vermögensübergang“ nach den gleichen Grundsätzen zu ermitteln sind wie 
Veräußerungskosten im Sinne des § 8b Abs. 2 KStG. Entscheidend ist damit das 
Veranlassungsprinzip. 

Den von der Klägerin vorgetragenen Überlegungen, die auf die Rechtsprechung 
zur Abgrenzung von Betriebsausgaben und Anschaffungskosten zurückgehen, 
kommt bei der Abgrenzung zwischen abziehbaren Betriebsausgaben und nicht 
abziehbaren Aufwendungen für den Vermögensübergang keine Bedeutung zu. 
Bei der Abgrenzung zu Anschaffungskosten kommt es auf die Definition des 
Begriffs der Anschaffungskosten gemäß § 255 Handelsgesetzbuch (HGB) an. Für 
die Zuordnung von Betriebsausgaben zu laufenden Ausgaben und Kosten des 
Vermögensübergangs ist § 255 HGB dagegen nicht von Bedeutung. 

https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/2019/03/27/kein-pauschales-betriebsausgaben-abzugsverbot-bei-verschmelzungsgewinn-und-organschaft/
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ZUM URTEIL 

§ 12 Abs. 2 Nr. 1 UmwStG enthält keine zeitliche Komponente. Daher ist 
unerheblich, dass die Grunderwerbsteuer erst Jahre nach der Verschmelzung 
festgesetzt wurde. 

 
Fundstelle 

Finanzgericht München, Urteil vom 20. Mai 2020 (6 K 75/19), die Revision ist 
beim BFH unter dem Az. I R 25/20 anhängig. 

 

 

 

Zufluss von Tantiemen bei verspäteter Feststellung des Jahresabschlusses 
 
Der Bundesfinanzhof (BFH) hat in einem aktuellen Urteil entschieden, dass eine 
verspätete Feststellung des Jahresabschlusses nach § 42a Abs. 2 GmbHG auch 
im Falle eines beherrschenden Gesellschafter-Geschäftsführers nicht per se zu 
einer Vorverlegung des Zuflusses einer Tantieme auf den Zeitpunkt führt, zu dem 
die Fälligkeit bei fristgerechter Aufstellung des Jahresabschlusses eingetreten 
wäre. 
 
Sachverhalt 

Der Kläger war im Streitjahr (2009) beherrschender Gesellschafter sowie 
Geschäftsführer der im Juni 1995 gegründeten A GmbH. Außerdem war er 
Alleingesellschafter und Geschäftsführer der B GmbH. Beide Gesellschaften 
gewährten ihren Geschäftsführern neben dem monatlichen Festgehalt Tantiemen. 

Zum 31. Dezember 2008 wurden in der Bilanz der A GmbH für jeden 
Geschäftsführer Tantiemen passiviert. In der Bilanz der B GmbH zum 31. 
Dezember 2008 wurde zugunsten des Klägers eine Tantieme als sonstige 
Rückstellung ausgewiesen. Die Bilanzen der A GmbH und der B GmbH wurden 
im Dezember des Streitjahres festgestellt. 

Die Tantiemen wurden weder im Streitjahr noch in den Folgejahren ausgezahlt. 
Im Jahr 2011 wurden sie jeweils auf das Konto „sonstige Verbindlichkeiten“ 
umgebucht. 

Im Streitjahr erlitten die A GmbH und die B GmbH Verluste, die jeweils nach 2008 
zurückgetragen wurden. 

Sowohl bei der A GmbH als auch bei der B GmbH fanden im Jahr 2011 
Lohnsteuer-Außenprüfungen statt. Der Prüfer stellte u.a. fest, dass der Kläger im 
Streitjahr die Tantiemen der A GmbH und der B GmbH nicht versteuert hatte. Das 
Finanzamt erließ daraufhin einen nach § 164 Abs. 2 AO geänderten 
Einkommensteuerbescheid für das Streitjahr, mit dem er den Bruttoarbeitslohn 
des Klägers nunmehr um die Tantiemen erhöhte. 

Die Klage vor dem Finanzgericht Rheinland-Pfalz blieb jedoch ohne Erfolg (siehe 
unseren Blogbeitrag). 

 

 

 

https://www.gesetze-bayern.de/Content/Document/Y-300-Z-BECKRS-B-2020-N-13920?hl=true
https://www.gesetze-bayern.de/Content/Document/Y-300-Z-BECKRS-B-2020-N-13920?hl=true
https://www.gesetze-bayern.de/Content/Document/Y-300-Z-BECKRS-B-2020-N-13920?hl=true
https://www.gesetze-bayern.de/Content/Document/Y-300-Z-BECKRS-B-2020-N-13920?hl=true
https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/2018/01/09/tantiemevereinbarung-mit-gesellschafter-geschaeftsfueherer-zuflussfiktion-und-berechnung/


9 

Entscheidung des BFH 

 

 

Der BFH hat der Revision stattgegeben und 
die Entscheidung der Vorinstanz 
aufgehoben. 

 

 
Das Finanzgericht ist zu Unrecht von einem Zufluss der Tantiemen im Streitjahr 
ausgegangen. 

Unerheblich ist, dass die Kläger die Besteuerung der Tantiemen dem Grunde 
nach nicht gerügt haben, sondern letztlich ebenfalls von einem Zufluss im 
Streitjahr ausgehen. Denn nach § 118 Abs. 3 Satz 2 Finanzgerichtsordnung 
(FGO) ist der BFH an die geltend gemachten Revisionsgründe nicht gebunden. 

Tantiemen gehören zum steuerpflichtigen Arbeitslohn (§ 19 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 
Einkommensteuergesetz (EStG)). Ihre Besteuerung setzt allerdings voraus, dass 
sie als sonstiger Bezug dem Arbeitnehmer auch nach §§ 11 Abs. 1 Satz 4, 38a 
Abs. 1 Satz 3 EStG zugeflossen sind. 

Das Finanzgericht hat für den Senat bindend festgestellt (§ 118 Abs. 2 FGO), 
dass die Feststellung der Jahresabschlüsse der A GmbH und der B GmbH zum 
31. Dezember 2008 nach § 46 Nr. 1 des Gesetzes betreffend die Gesellschaften 
mit beschränkter Haftung (GmbHG) unter Passivierung der Tantiemen „im 
Dezember 2009“ erfolgte. Es hat zudem festgestellt, dass die Geschäftsführer-
Anstellungsverträge eine Fälligkeit der Tantiemen jeweils einen Monat nach 
Genehmigung des Jahresabschlusses durch die Gesellschafterversammlung 
eintreten ließen. 

Diese vom Grundfall abweichende Fälligkeitsvereinbarung ist zivilrechtlich 
wirksam. Die zivilrechtlichen Regelungen in einem Anstellungsvertrag zwischen 
einem beherrschenden Gesellschafter-Geschäftsführer und „seiner“ 
Kapitalgesellschaft sind grundsätzlich auch im Steuerrecht beachtlich. 

Im Streitfall waren die Tantiemen mithin nicht im Streitjahr fällig. 

Eine Vorverlegung der Fälligkeit (und damit des Zuflusses i.S. der §§ 11 Abs. 1 
Satz 4, 38a Abs. 1 Satz 3 EStG) auf den Zeitpunkt, zu dem die Fälligkeit bei 
fristgerechter Aufstellung eingetreten wäre (fiktive Fälligkeit), kommt nicht in 
Betracht. 

Auch eine Fiktion des Zuflusses auf den Zeitpunkt der Feststellung des 
Jahresabschlusses kommt nicht in Betracht. Enthält die Satzung dagegen eine 
bindende Regelung über eine spätere Fälligkeit, ist es gerechtfertigt, hierauf 
abzustellen. Dem entspricht es im Streitfall, die im Geschäftsführervertrag 
vertraglich wirksam vereinbarte Fälligkeit gelten zu lassen und den Zufluss nicht 
auf den Zeitpunkt der Feststellung des Jahresabschlusses vorzuverlegen. 
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ZUM URTEIL 

E-MAIL SENDEN 

 

Weitere interessante News und 
Entscheidungen finden Sie in unserem 
Blog Steuern & Recht  
 
 
 

 

HIER 

 

ZUM SEMINAR 

Auf die zwischen den Beteiligten streitige Frage, ob die Tantiemen des Klägers 
aufgrund der Verlustrückträge zu mindern sind, kommt es mithin nicht an. 

 
Fundstelle 

BFH, Urteil vom 28. April 2019 (VI R 44/17), veröffentlicht am 27. August 2020, 
siehe auch die im Wesentlichen inhaltsgleiche Entscheidung VI R 45/17 vom 
selben Tag. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 
 

Terminplaner 
 

Transfer Pricing meets Data & Analytics 

14.09., Webinar 

 

 

 

Wir freuen uns auf Sie! 

 
 

 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
   
    

Noch Fragen? 
 

Dann sprechen Sie bitte Ihren PwC-Berater an oder senden Sie eine E-Mail. 

Alle aktuellen Veranstaltungen finden  
Sie in der PwC Veranstaltungssuche. 
 

 
 

 

VERANSTALTUNGSSUCHE 

 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010176/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010176/
mailto:PwC_Mandanteninformation@de.pwc.com
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html?id=38412956
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010176/
mailto:PwC_Mandanteninformation@de.pwc.com
mailto:PwC_Mandanteninformation@de.pwc.com
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html?id=38412956
https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010176/
mailto:PwC_Mandanteninformation@de.pwc.com
https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html?id=38412956
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010176/
mailto:PwC_Mandanteninformation@de.pwc.com
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html?id=38412956
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010176/
mailto:PwC_Mandanteninformation@de.pwc.com
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html?id=38412956
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010176/
mailto:PwC_Mandanteninformation@de.pwc.com
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html?id=38412956
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010176/
mailto:PwC_Mandanteninformation@de.pwc.com
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html?id=38412956
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html?id=38412956
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202050190/
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010176/
mailto:PwC_Mandanteninformation@de.pwc.com
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html?id=38412956
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html
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ANMELDEN 

AA 

ABMELDEN 

 

 

Die Beiträge sind als Hinweise für unsere Mandanten bestimmt. Für die Lösung 

einschlägiger Probleme greifen Sie bitte auf die angegebenen Quellen oder die 

Unterstützung unserer für Sie tätigen Büros zurück. Teile dieser 

Veröffentlichung/Information dürfen nur nach vorheriger schriftlicher Zustimmung 

durch den Herausgeber nachgedruckt und vervielfältigt werden. 

Meinungsbeiträge geben die Auffassung der einzelnen Autoren wieder. 

 

Bestellung und Abbestellung  
 

Wenn Sie einen PwC-Newsletter bestellen, speichern und verarbeiten wir Ihre E-

Mail-Adresse zum Zweck des Versands des von Ihnen abonnierten Newsletters. 

Falls Sie „steuern+recht aktuell“ nicht mehr erhalten möchten, senden Sie bitte 

eine entsprechende E-Mail-Nachricht an: 

  

 

Redaktion  
 

Gabriele Nimmrichter 

PricewaterhouseCoopers GmbH  

Friedrich-Ebert-Anlage 35-37 

60327 Frankfurt am Main 

Tel.: (0 69) 95 85-5680 

gabriele.nimmrichter@de.pwc.com 

 

Gunnar Tetzlaff 

PricewaterhouseCoopers GmbH  

Fuhrberger Straße 5 

30625 Hannover 

Tel.: (0 511) 53 57-3242 

gunnar.tetzlaff@de.pwc.com 

 

 

Datenschutz 
 

Die Datenverarbeitung für den Versand des 

Newsletters erfolgt aufgrund der Grundlage 

Ihrer Einwilligung. Sie können den 

Newsletter jederzeit mit Wirkung für die 

Zukunft abbestellen und Ihre Einwilligung 

damit widerrufen 

 
© 2020 PwC. All rights reserved. PwC 
refers to the PwC network and/or one or 
more of its member firms, each of which is a 
separate entity. 

 
Please see www.pwc.com/structure for 
further details. 

. 
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